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Mit 1. Juli beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unſere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende Juni 
abläuft, um baldige Erneuerung per Poſtauweiſung, 
damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet. 


Die Verlagsbuchhandlung. 


Jnu halt: 


Wirkſamkeit des Gemeindejagb:Padytvertraged gegenüber 
der Bildung eines ſelbſtſtändigen Jagdbezirkes. 
Mittheilungen aus ber Prapis: 

Wer ift berechtigt, wer verpflichtet zun Abnahme des Homagial⸗ 

Kann die Adnumiſlrativ⸗Behörde in Abſicht auf die Beurteilung der Staats: 
bingerſchaft über die Gi it einer unter einem obwaltenben Ehe: 
Hinderniſſe abgefchloffenen Ehe einen wirkſamen Abſpruch thun, bezie 
Dungärerje die Ungiltigkeit eimer ſolchen Che ohne vorgüngiges Erkenukniß 
des Ciullrichters zur Porausſetzung annehmen. 

Zur Frage der Concurrenzleiſtung aus Mitteln des Kirchenvermögens zum 
Erwelterungsbaue der Pfarrwohnungen. (Pfarrconeurrenznormale vom 
18. April 1806.) 

Die Abhaltung einer Leſchenrebe an einem Fri ebhofe begründet leine polizei: 
liche Uebertretung. 

Fotoliſografſe It als ein conceſſionirtes Gewerbe im Sinne des 8. 16, P. 1 
des Gowerbegeſehes anzuſehen. 

Bei Beurlheilung der Frage, ob die Verabreichung von Getränken als Aus: 
ſchank im gewerblichen Sinne anzuſchen fei, eutſcheidet das Moment 
der Bezahlung. 

Perſonalien. 


Wirkfamkeit des Gemeindejagd-Pachtvertrages gegen- 
über der Rildung eines ſelöſtſtändigen Jagdbezirkes.) 


Die Entſcheldung über den Einfluß der Bildung eines ſelbſtſtän⸗ 
digen Jagdbezirkes auf den Gemeindejagdpachtvertrag gehört vor die 
Gerichte. Dies iſt in mehreren die Adiminiftrativ⸗Competenz ablehne! 
den Präjudizlen ausgeſprochen. In einem derſelben ift die Anficht 
äußert, es werde dabei wohl der gemeiufchaftliche Satz „Kauf brſcht 
Miethe“ zur Geltung kommen; allein hiegegen haben ſich die Gerichte 


in drei Juſtanzen ausgeſprochen, wie aus folgender Mittheilung zu | 


erfehen iſt. 
Ein Gutsbefiger hatte durch einige Kaufe feinen Grundbeſitz in 
der Gemeinde G. fo arrondirk, daß er einen ſelbſtſtändigen Jagdbezirk 
) Aus den Baier. „Blättern für abnuinijtatine Praxis.“ Es ſel bemerkt, 
daß das bater. Gesch vom 20. März 1850 die Cigenjagbberehtigung auf 
emen zufammenhängenden Grundbeſihe von gewiſſem Umfange in ähnliche Meile 
geſtattet, wie das öſtert. Jagdgeſetz. 


nach Art. 2 Ziffer 3 des Geſetzes vom 30. März 1850 befaß. Soſort 
wollte er die Jagd ſelbſt ausüben, und weil der Gemeindefagdpächter 
ſeinerſeits ebenfals auf der Jagdausübung für die noch übrige Dauer 
der Pachtzeit beſtand, fo verklagte er dieſen beim Civilgerjchte und bat 
um Anerkennung feiner Jagdausübungsrechte. 

Das in erſter Inſtanz urtheilende Bezirksgericht erkannte auf 
Entbindung des Beklagten von der Klage, und zwar jim weſentlichen 
aus folgenden Gründen: 

„Es ift richtig, daß an und für ſich betrachtet allerdings das 
Jagdrecht des Grundeigenthümers wieder in volle Wirffamfeit tritt, 
ſobald derſelbe feinen Grundbeſitz bis zu einem Flächenraum von 240 
(oder 400) Tagwerk erweilert. Dieſe Wirkung kann aber im vorſtehen⸗ 
den Falle nicht eintreten, weil die Beſtinnnung des Pachtverkrages 
engegenſteht, wonach die Pachtzeit des Beklagten erſt mit dem 2. Fe⸗ 
bruar 1874 abläuft. Dieſer Pachtvertrag war von Anfang au für den 
Kläger rechtsverbindlich und beſteht nach in voller rechtlicher Wlrkſamkeit 
für ihn. Denn es ſteht feſt, daß die Gemeinde G. bel dem fraglichen 
Vertragsabſchluſſe Innerhalb der vom Geſetze gezogenen Schranken ges 
handelt hal. Ob dieſelbe hiebei als gejekliche Mandatarin (wie Braters 
Commentar ſagt), oder richtiger als Stellvertreterin der Grundelgen⸗ 
thümer überhaupt erſcheint, iſt für die rechtliche Wirkung des von ihr 
abgeſchloſſenen Vertrages gleichgileig. Jedenfalls hat fie kraft des Ger 
ſetzes und im Namen ſämmtlicher Grundeigenthümer der Gemeinde ſo⸗ 
mlt auch des Klägers gehandelt, und Ift dadurch ſoſort nicht in ihrer 
Perſon, ſondern in der Perfon des Klägers und übrigen Vertreter dle 


rechtliche Wirkung des abgeſchloſſenen Rechtsgeſchaſtes enkſtanden. 


Der Kläger will eine Aufhebung dleſer Obligatkon in der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmnng des Art. 2 finden. Allein mit Unrecht. Der frage 
liche Artikel ſetzt nur die Fälle feſt, in welchen der Grundeigenkhümer 
zur ſelbſtſtändigen Jagdausübung berechtigt ift, Dabei enthält er jedoch 
lein Wort darüber, daß in deim einen oder andern dieſer Fälle auch 
die ſofortige Aufhebung der beſtehenden Pachtverträge eintreten ſolle. 
Eine gusdrückliche Beſtimmung daruber wäre aber um fo nothwendiger, 
als eine ſolche Wirkung eine dem Weſen der Verlrage widerſprechende, 
alſo ganz und gar abnormale wäre. Da nun eine ſolche ausdrückliche 
Beſtimmung int Geſetze mangelt, auch weder aus den gebrauchten Aus⸗ 
drücken noch aus dem Zuſammenhaug des Geſetzes, eine desfallſige 
Abſicht oder Willensmeluung des Geſetzgebers erhelkt, im Gegenthelle 
gerade der Umſtaud, daß die fragliche Beſtimmung vor der Anordnung 
der Verpachtung des Jagdrechts durch die Gemeinde ihre Stelle im 
Geſetze gefunden hat, dafür ſpricht, daß durch jene Beſtimmung nur 
angeordnet werden wollte, in welchen Fällen die Verpachtung nicht Platz 
greift, keiueswegs aber, daß in jenen Fällen die bereits rechtmäßig ges 
ſchehene Verpachtung wieder aufgehoben wird, ſo muß die vom Kläger 
beliebte Auslegung des Geſetzes als gänzlich verfehlt erachtet werden. 

Wenn der Kläger auch noch den Rechtsſatz „Kauf bricht Mithe“ 


| zu Hilfe nimmt, um fein angebliches Recht ven Pachtvertrag fofort aufe 


zuheben nachzuweiſen, und hiebei ausführt, daß die Beſchränkung feines 
Eigenkhumsrechtes gerade durch den Ankauf mehrerer Grundſtücke ge⸗ 
fallen fei, fo ſteht einer ſolchen Ausführung die Erwägung entgegen, 
daß Kläger nicht etwa das ganze zur ſelbſtſtändigen Jagdausübung 
erforderliche Areal erſt käuflich erworben, fondern nur einzelne Grund⸗ 
ſtücke, welche nicht einmal zuſammenzuhängen ſcheinen, gekauft hat, mit 


deren Befig oder Erwerb ſelbſtverſtandlich die rechtliche Folge des 
Ark. 2 des Geſetzes nicht verbunden fein kann.“ 

Vom Appellationsgerichte wurde dleſes Erkenntniß beſtätigt. 
den Entſcheldungsgründen heißt es unter anderem: 

„Durch die ſpätere Erweiterung ſeines (des Klägers) Grundbeſitzes 
wurde nicht durch den Eintritt eiuer auflösenden oder Reſolutiv⸗ 
Bedingung die Erloſchung der Pachlverkrags⸗Obligatian herbeigeführt, 
denn die ſpätere Erwerbung eines den Beſtimmungen des Art. 2 Ziff. 3 
entſprechenden Grundbeſitzes konute nur für künftige Verpachtungen die 
Vollmacht der Gemeinde zur Stellvertretung aufheben, kelueswegs die 
durch den früher rechtswirfſam abgeſchloſſenen Vertrag begründete Obli⸗ 
gation löſen. Die letztere Wirkung einer ſolchen Erwerbung müßte im 
Geſetze ausgedrückt, oder im Vertrage beſonders bedungen ſein. Beides 
iſt nicht der Fall.“ 

Diefes Erkenutniß wurde endlich vom oberſten Gerichtshofe bes 
ſtäligt. 


In 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wer iſt berechtigt, wer verpflichtet zur Abnahme des Homagſal-Eibes 2 


Das Juſtizminiſterium hakte anläßlich der Requiſition des königl. 
preußischen Kreisgerichtes K. bei den öſterreichiſchen Gerichten um Ab⸗ 
nahme des Homaglal⸗ oder Huldigungseides vom Grafen F. d. T. in 
der Hypothekenſache des preußiſchen Rittergutes G. mittelſt Note an 
das Minifterium des Junern vom 18. April l. J., 3. 4182, feine 
Anſicht dahin ausgeſprochen, daß die Abnahme dieſes Eides, der noch 
dermalen in Preußen als Bedingung der Erwerbung dortiger, gewiſſer 
Realitäten für Oeſterreicher vorgeſchrieben ift, kein den Gerichten ob⸗ 
liegender Ack ſel; es könne daher auf dieſe Eidesabnahme durch eines 
der öſterreichiſchen Gerichte nicht beſtehen, ſondern müſſe ſich vielmehr 
in Hinblick auf die rein politiſche Natur des Homagial-Eides für deſſen 
Abnahme durch die Verwaltungsbehörden erklären. 

Das Miniſterium des Fnuern antworkete aber unterm 24. April 1870, 
3. 5019, „daß es ſich mit Rückſichtuahme auf den Inhalt des Eides 
nicht beſtimmt finden könute, eine der unterſtehenden Behörden mit der 
Abuahme desſelben zu benuftragen.“ I 


Kann dle Monelniftentio-Behörde in Abit auf die Peurthellung der 
Staa tobürgerſchaft über die Giltigkeit einer unter einem obſhaltenden 
Ghehinderniſſe abgeſchloſſenen Ehe elnen wirkfamen Abſpruch tynn, Des 
ziehungsſwelſe die Ungiltigkeit einer ſolchen Ehe ohne vorgäuhiges Er⸗ 
keuntuiß des Eivilrſchters zur Vorausſetzuug aunehmen. 


Wenzl N. iſt au 23. September 1793, zu K. in Böhmen ges 
boren, wurde am 12. Juli 1813 anf 14 Jahre aſſentirt; deſertirte 
am 2. November 1821 aus der Station B. in die Schweiz, ver⸗ 
ehelichte ſich daſelbſt am 24. November 1825 zu M. mit Joſefa T. 
und ſtarb am 28. Juni 1865 in der Schweiz mit Hinterlaſſung der 
Witwe Joſefa N. und ſieben Kinderu, von denen nur eine Tochter das 
Bürgerrecht in der Lombardel durch Verehelichung erlungt hat, während 
für alle übrigen Familienglieder von Seite der Schweizer Behörden 
die Anerkeuung der öſterreichiſchen Staatszbürgerſchaft in Anſpruch ges 
nommen wird. Wegen unbefugter Auswanderung ift jedoch das Ver⸗ 
fahren gegen N. nicht eingeleitet worden, und es wurde derſelbe von 
dein Staats miuiſterium sub Z. 14355 ex 1864 ausdrücklich noch als 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger auerkannt. 

Die von Seite des Schweizer Bundesrathes augeſtrebte Erfolgung 
non Paſſen au die Familie des N. wurde von der Statthalteret aus 
dem Grunde verweigert, weil die von N. mit dem Ehehinderniſſe des 
8.54 A. B. G. B. eingegangene Ehe ungiltig ſei und aus deinſelben 
daher die Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft für die F. 
milie des N. nicht gefolgert werden könne. Denn trotz feiner lang] 
rigen unbefugten Abweſeuheit fer Wenzl N. bei dem Uulſtand, als das 
in dem a. h. Patente vom 24. März 1832 vorgezeichnete Verfahren 
gegen denſelben nicht durchgeführt warden iſt, der öfterreichiſchen Staats⸗ 
bürgerſchaſt nicht verluſtig geworden, ſondern bis zu ſeinem Tode 
öſterreichifcher Saatsbürger geblieben, Als ſolther fei er jedoch in Ge⸗ 
mäßheit des $. 4. a. b. G. B. auch in jenen Handlungen und 
ſchäften, welche er außer dein öſterreichiſchen Skaatsgebiete vorgenom⸗ 
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men hat, an die öfterreichifchen Geſetze in ſoweit gebunden geweſen, 
als feine perſönliche Fahigkeit, fie zu unternehmen, durch dieſelben 
eingeſchränkt war und als dieſe Handlungen und Geſchafte auch im 
Oeſterreich rechtliche Folgen hervorbringen ſollten. Demgemäß müßte 
die von Wenzl N. während feiner unbefugten Abweſenheit in der Schweiz 
im Jahre 1825 erfolgte Verehlichung nach den damals in Oeſter⸗ 
reich giltigen militäriſchen und bürgerlichen Geſetzen als unglltig ange⸗ 
ſeheu werden, weil das im §. 54 a. b. G. B. für Militärperſonen, 
fonach auch für Deſerteunrs mußgebende Militäv-Heiratsnorinale vom 
10. Juni 1812 im $. 25 feſtgeſetzt, daß jede Verehlichung ohne vor⸗ 
hergegangeue förmliche Erlaubniß des zu ihrer Ertheilung berufenen 
Chefs durchaus ungiltig und nichtig ſſt. Die hinterbliebenen Kinder 
des Wenzl N. müſſen demnach als unehelich und mit Rückſicht auf 
den Uinftand, daß ihre Mutter, die laut Taufſcheines in L. in der 
Schweiz geborene Joſefn T., durch ihre Verehlichung mit Wenzl N. die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft in Gemüßheit des Hoffanzleidecretes 
vom 23. Februar 1833 (P. G. S. Bd. 61) nicht erworben hat, als 
Ausländer betrachtet werden. 

Dos Minifterium des Junern ordnete hingegen mit Erlaß vom 
30. April 1870, 3. 4402, die Ausfolgung der verlangten Päſſe 
für die Familie N. an, da „die von Wenzl N. im J. 1828 mit der 
Joſefa T. abgeſchloſſene Ehe ungeachtet des urſprünglich beſtaudenen 
Ehehiuberniffes des Militärſtandes (5. 54 a. b. G. B.) nicht als 
unglltig angeſehen werden kaun, indem ein kompetenter Ausſpruch des 
Gerichtes über ihre Ungllligkeit nicht vorliegt, auch unter den obwal⸗ 
tenden Unmjtänden, insbeſonders mit Rückſicht auf das erfolgte Ab⸗ 
leben des Wenzl N. es nicht gerechtfertigt wäre, behördlicher Seits 
in Betreff der Unglltigkeitserklärung dieſer Ehe irgend einen Weiteren 
Schritt zu thun.“ 

Dieſe Entſcheidung beruht des Weiteren noch auf folgenden Mo— 
tiven: 

Zum Abfpruche über die Giltigkelt einer Ehe ift gemäß 8. 97 
a. b. G. B. nur der Civilrichter berufen. In den vorliegenden 
Falle tritt überdies noch der Umſtand hiezu, daß die Ungiltigkeit einer 
mit dem obwaltenden Ehehinderniſſe des 6. n. b. G. B. ab⸗ 
geſchloſſenen Ehe gemäß §. 94 desſelben Geſetzes ſelbſt vom Richter 
nicht von Amtswegen unterſucht werden kann, ſondern das Anfuchen 
der in ihren Rechten gekränkten Parter abgewartet werden muß. 

Es Lönnte nur noch die Frage entftehen, ob in der Angelegen— 
heit ein Ausſpruch des competenten Gerichtes dermalen noch hervor. 
gerufen werden könue oder hervorgerufen werden wolle. Noch der 
Sachlage hätte die Giltigkeit der Ehe des N. lediglich von Seite der 
Militarbehörden angefochten werden können, da nur dleſe im Siune 


des 8. 94 a. b. G. B. beziehungzwelſe nach der Verordnung des 
Hofkriegsrolhes vom 30. Auguſt 1837 (Hofk. Deevet von 28. November 
1837, P. G. S. Nr. 167) in ihren Rechten als gekränkt angefehen werden 


können. Nach Ausweis der Acten hatte das k. k. Reichskriegsminiſterlum 
bereits im Jahre 1864 Kenutuiß davon erlangt, daß N. als Deferteur 
im Auslande eine Ehe geſchloſſen habe. Das Kriegs iminiſterium hat da 
mals wegen Anfechtung der Glltigkelt der Ehe des N. uichts veraulaßt, 
wahrſcheinlich aus dem Grunde, weil während der Wirkſamkeit des 
kailſerl. Patentes vom 8. October 1856 R. G. B. Nr. 185 das frühere 
Ehehinderniß des Mititärſtandes lediglich ein Eheverbot bildete deſſen Ueber⸗ 
tretung nicht die Ungiltinkeit der Ehe, ſondern lediglich eine Strafe nach 
ſich zog. Dermalen wäre gemäß Ark. IV 5 2 des Geſetzes vom 
25. Mal 1868, R. G. Bl. Nr. 47, die Giltigfeit der Ehe des N. 
allerdings wieder nach den Beſtimſuungen des g. b. G. B. zu 
beurtheileu. 

Allein mittlerweile iſt N. geſtorben und das Militär⸗Jurisdictions 
Verhältniß hiedurch ipso facto gelöſt. In Folge deſſen hat die Mili⸗ 
tärbehörde nicht nur jedes Intereſſe verloren, die Glltigteit der Ehe 
des N. weiter auzufechten, es dürfte vielmehr auch mit dem Zeitpunkt 
des Todetz des N. uach er Beſlimmung des Schlußabſatzes des 8. 96 
des a. b. G. B., die hier wohl iu analoge Auwendung kommen 
konute, das Recht der Militärbehörde zur Beſtreltung der Giltigkeit der 
fraglichen Ehe überhaupt erloſchen fein. 

Aus der entwickelten Anſchauung ergibt ſich dann als weitere 
Confeguenz, daß die Giltigkeit der Ehe des N. mit Rückſicht auf das 
Ehehinderniß des 8. 54 a. b. G. B. von Niemauden weiter angefochten 
werden, und daß die Admiuiſtratin⸗Behörde die Giltigkeit dieſer Ehe, 
ſoſern deren Abſchluß durch den Traunngsſchein ſchon nachgewleſen war 
oder nachträglich erwieſen wird, im Hinblick auf die Beftiimmung des 
8. 99 des a. b. G. B. wegen des zur Sprache gekommenen Ehehin⸗ 
derniſſes des Militärſtandes nicht in Zwelfel ziehen und hiernach auch 


die Ausfolgung der verlangten Päſſe für die MWitive und die ehelichen 
Kinder des N., ſoferue die letzteren eine andere Staatsbürgerſchaft nicht 
erlangt haben, nicht verweigern kann. Km. 


Zur Frage der Gomenvrenzleiftug aus Mitteln des Kirchenvermögens 
zu Erwelternugsbaue der Pfarcwohnungen. (Pfarrrvnenrreuzuormale 
bom 18. April 1806.) 


Bereits im Jahre 1857 wurde mit Rückſicht auf die nothwendig 
befundene Zuweiſung elnes Coaperators zu der Pfarre in K. (in Böhmen) 
ein Bauproject genehmigt, nach welchem das dortige Pfarrhaus durch 
Auffegung eines Stockwerkes vergrößert werden ſollte. Dabei wurde 
auch ſchon die Frage veutilirt, wer die bei dieſer Herſtellung ſich er⸗ 
gebenden Auslagen für Materialien und Proſeſſioniſten zu tragen 


hätte und ob diesſalls auf das Vermögen der Ser Kirche gegriffen. 


werden könnte, ungeachtel des Umſtaudes, daß dieſelbe unter einem 
anderen Patronate ſlande als die dortige Kirche. Während nämlich die 
genannte Kürche dem dinglichen Patranate des jeweiligen Beſitzers 
der Domaine T. unterfteht, iſt das Patronat der Pfarre bei dein 
Religionsfonde. Wie ſich jedoch ergab, iſt das im Jahre 1857 genehmigte 
Baulproject niemals zur Ausführung gelaugt, vielmehr wurde die ganze 
Verhandlung erſt im Jahre 1869 über Autrieb des Conſiſtoriums 
reaſſfumirt. Die Statthalterei beauftragte nhimlich den Bezirkshauptmann 
die Nothwendigkeit des vom Coufſflorium gewünſchten Erweiterungs⸗ 
baues zu conſtatiren und die Bauconcurrenz ſicherzuſtellen. Hierüber 
wurde die Concurrenzverhandlung im Juni 1869 abgehalten, bei welcher 
die Nothwendigkeit der Aufſetzung eines neuen Stockwerles ſichergeſtellt, 
von e der Gemeinden die Hand und Zugarbeit zugeſagt und durch 
Vorlage der Kirchenrechnungen der Beſtand eines ſehr beträchtlichen 
Kirchenvermögeus ausgewieſen wurde, Jedoch proteſtirte der anweſende 
Patronalsvertreter ſowohl gegen die Nothwendigkeit der Auſſetzung des 
Stockwerkes als auch gegen die Fnanſpruchnahme des Klrchenvermögens. 

Der Commiſſionsgel wurde der Statthalterei vorgelegt, welche 
nach eiugeholter Zuſtünmung des Coyſiſtoriums zur Beſtreſtung der 
Profeſſioniſten⸗ und Materſalteuausgaben aus dem Kirchenvermögen 
am 12. Jäuner 1870 im gleichen Sinne entschied. Motivivt wurde 
dieſe Entſcheidung mit dem Hinweis auf den dritten Abſatz des Pſarr⸗ 
concurrenzuormales vom 18. Aprit 1806. Wegen Sicherſtellung der 
Hand» und Zugarbeiten wurde der Bezirkshauptmannſchaft die Amts⸗ 
haudlung aufgetragen. — Gegen dleſe Entſcheſdung ergriff die Pas 
tronaks-Verwaltung der Domaine T. den Mluſſterſal⸗Recurs. In 
demſelben wurde ausgeführt, daß das eben erwähnte Normale 
vom J. 1806 offenbar nur den gewöhnlichen Fall — daß nämlich 
Kirchen⸗ und Pforrpatronat vereint ſind — vor Augen habe und 
eben daher auf das vorliegende anomale Verhältniß keine Anwendung 
finden könne; ferner, daß überhaupt die obige Vorſchrift nach ſeinem 
Wortlaute nur auf Reparaturen, nicht aber auf Neubauten Bezug 
nehme, n. a. in. Das Patronatsamk ſtellte das Begehren um Aufhebung 
der Stalthaltereientſcheidung. 

Die Entfcheidung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 9. April 1870, Z. 2969, lautet dahin, daß dem Recurfe der beſag⸗ 
ten Patronateverwaltung in der Erwägung, daß das Baunormale 
vom 18. April 1806 zwiſchen den Fällen des vereinigten und des ge⸗ 
trennten Kirchen und Pforrpatronats nicht unterſcheldet; in der Er⸗ 
mägung, daß dieſes Normale — wie aus deſſen ganzer Textirung, 
insbeſondere aus der Verbindung der Abſätze 2 und 8 hervorgeht, und 
überdies rückſichklich der gleichlautenden, für Mühren erfloſſenen Ver⸗ 
ordnung vom 21. gäuner in dem Hofdecrete vom 14. April 1806, 
3. 4516, ausdrücklich anerkaunt worden iſt — nicht bloß auf eigent⸗ 
liche Reparaturen, fondern auf alle Pfarrhofbauten Anwendung zu 
finden hat; — endlich in der Erwägung, daß ſelbſt dann, wenn Letz⸗ 
teres nicht der Fall wäre Bauangelegenheiten, wie die vorliegende, bei 
dem Maugel anderer Diveckiven und bei der offenbaren Aehnlichkeit 
zoiſchen ihnen und jenen in dem Normale vom J. 1806 geregelten 
Baufalleu, doch wieder nach der Aunlogie dieſes Normales behandelt 
werden müßten, und daß eine ſolche Behandlung praktiſch zu demfelben 
Reſultate führen würde wie die unmittelbare Anwendung des Nor⸗ 
males — keine Folge gegeben werden könne. Zugleich fand jedoch das 
Miniſterium in der abgeführten Verhandlung zu bemängeln, daß in 
derſelben von Seite der erſten Juſtauz kein Erkenntniß gefällt worden 
iſt. Inſofern dieſer Vorgang etwa in der Rückſicht auf die Concur⸗ 
renz des Kirchenvermögeus feinen Grund hatte, hat das Miniſterlum 
bemerkt, daß die inftanzmäßige Eutſcheldung eines Kirchenconcurreuz⸗ 
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Conſiſtorial⸗Erlaß vom Jahre 1854 ſchuldig gemacht habe. 


Falles dadurch allein, daß Kirchengut heranzuziehen kommt, nicht modificirt 
werden kaun; daß vielmehr in einem ſolchen Falle zwifchen dem nach 
den geſetzlichen Vorſchriften inſtanzmäßig zu fallenden Concurrenz⸗ 
Erkenntuiſfe einerſeits und deſſen Durchführung andererſeits zu unters 
scheiden iſt, und daß unr zum Behuſe der letztern jene höheren — 
kirchlichen und ſtaatlichen Autoritäten angerufen werden muſſen, ohne 
deren Conſens die Verwendung und beziehungsweise Veräußerung von 
Kirchengut nicht vor ſich gehen kann. Die Statlhalterel wurde daher 
aufgefordert, künftig im Sinne diefer Weiſung vorzugehen, als ſonſt 
möglicherwelfe der Fall eintreten könnte, daß derlei Concurreuwerhand⸗ 
lungen noch in letzter Inſtauz eaſſirt werden müßten. (Ger. Ztg.) 


Die Abhaltung einer Lelchenrede an einem Frledhofe begrilubet Teint 
polizetliche Uebertretung. 


Franz wurde laut des Strafregifierd vom 5. Februar 1869 
von dem N. . er Bezirkshauptmann über Anzeige des katholiſchen 
Pfarrers wegen Abhaltung einer Leicheurede aus Anlaß des Begräb⸗ 
niſfes eines Angehörigen der evaugellſchen Kirche im Friedhofe von D. 
auf Grund der kaiſerl. Verorduung vom 20 April 1854 zu einer 
Geldſtrafe von 5 fl. und Erſatz der Straſkoſten verurtheilt. Die Statt⸗ 
halterei beſtätigte das Schulderkenntuiß mit Entſcheidung vom 23. No⸗ 


vember 1869, 3. 54116, und motivivte dasſelbe damit, daß Franz 


S. eine Uebertretung des 8. 28 der evangeliſchen Kirchenverfaſſung 
(R. G. Bl. Nr. 15 ex 1866) begangen, und ſich eines Ejugriffes 
in das der evaugelifchen Kirche durch §. 4 der Kirchenverfaſſung und 
durch Ark. XV des Staatsgruudgeſetzes über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger gewährleiſtete Recht der ſelbftſtändigen Orduung ihrer 
inneren Angelegenheiten, und zwar fpeciel in das Recht zur Ordnung 
der eigenen kirchlichen Handlungen mit Rückſicht auf den diesbezüglichen 
Für dieſe 
Uebertretung ſel keine ſpecielle Strafſanction vorgeſchrieben, weßhalb die 
Miniſterlal⸗Verordnung vom 30, September 1857 in Anwendung zu 
bringen fei, Eine Uebertretung der kaiferl, Verordnung vom 20, April 
1854 begründe die Handlung des S. jedoch nicht. 

Das Miniſterium des Innern behob jedoch mittelſt Erlaſſes vom 
26. Mal 1870, 3. 5749, die Erkeuulniſſe beider untern Juſtanzen 
und gab dem Recurſe des Franz S. gewährende Folge aus folgenden 
Gründen: 

„Es liege hier uicht der Thatbeſtand einer strafbaren Uebertretung 
vor. Das Abhalten einer Rede auf einem Friedhofe bei einem Leichen⸗ 
begänguiſſe iſt eine an und für ſich nicht unerfauble und auch durch 
keine fpecielle Vorſchrift verbotene Handlung. Die von der Statthal⸗ 
tevei bezogene Geſetzesſtelle, namlich 8. 28 der „Verſaſſung der evan⸗ 
geliſchen Kirche“ iſt in dem Hauplſtücke „A. Pflichten und Rechte des 
Pfarrers“ enthalten, und normirt weder ein Verbok noch eine ſtrafbare 
Handlung. Die Beziehung des $. 4 dieſes Geſetzes und des Artlkels 
XV des Stagtsgrundgeſetzes iſt ganz unzutreffend, Der Coufiſtorialerlaß 
vom Jahre 1854 endlich kann nicht als ein Geſetz oder als eine beffen 
Stelle vertretende Verorduung betrachtet werden, wurde nicht geſetzlich 
publicirt und iſt eben nicht von einer eigentlich ſtaatlichen, fondern 
von einer lirchlichen Autorität ausgegaugen, kaun daher auch wohl nur 
im Gewiſſen verpflichten, nicht aber den Fall einer Ahudung durch die 
Staatsgewalt zur Folge haben. Bei dem Mangel eines Thalbeſtau⸗ 
des einer ſtrafbaren Handlung mußte eben die Behebung der Strafe 
erkentulſſe ausgeſprochen werden.“ 


Fotolftograſte iſt als ein conceſſtouirtes Gewerbe im Sinne des 5. 16 
P. 1 des Gewerbegeſetzes nuzuſehen. 


Das Handels miniſterſun theilte unterm 9. Februar 1870, 
Z. 1351, dem Miniſterium des Innern den Inhalt der Anfrage einer 
Slatthalterei dahin gehend mit, „ob die Beſchaftigung der Fokolitografte 
als ein freies oder als ein conceſſionirtes Gewerbe zu behandeln ſei“ 
und entwickelte dabei ſeine eigene Auſchauung, welche mit der vam 
Miniſterium des Innern in deſſen Autwartsnote vom 25. April l. J. 
3. 2154 ausgeſprochenen vollkommen identiſch iſt und in welcher bes 
tont wurde, „daß die Beſchaftigung der Fotolitograſie, infoferne fie bie 
gewerbsmäßige Vervielfältigung der im fotografiſchen Wege hervorge⸗ 
brachten Bildwerke und den Haudel mit deuſelben ſich zur Aufgabe 
ſtellt, den conceſſtonirten Gewerben im Sinne der §. 10 3. 1 des 
Gewerbegefetzes gleich zu halten ſei.“ u 


Bel Beurtheilung der Frage, ob die Verabreichung von Getränken als 
Ausſchank im gewerblichen Siune auzuſehen ſel, enkſcheidet das Moment 
der Bezahlung. 


Jeruel P. war früher Propinatlonsſchänker in M. Weil er 
aus dieſem Hauſe ausgezogen war und ein anderes in einer Vorſtadt 
entfernt und abſeits gelegenes Haus bezogen hatte, wurde ihm vom 
Propinativnspächter aus Rückſichten der erſchwerten Ueberwachung der 
weitere Schankbetrieb entzogen. Ueber Klage der Propinationspachtung, 
daß Israel P. trotz der ihm eingeſtellten Schauklicenz noch immer 
ausſchänke, wurde am 19. guli 1869 eine Verhandlung gepflogen, 
bei der der Genannte den Fortbetrieb des Schankes in Abrede ſtellte. 
Die berufenen Belaſtungszeugen H. und B. erklärten, daß der Erſtere 
zum Culpaten gegangen war, um ihn in feiner neuen Wohnung zu 
beglückwünſchen, und unterwegs den zweiten Zeugen auf ein Gläschen 
Schnapps dahin mitgenommen habe, ferner daß Culpat den Zeugen 
den angeſchafſten Branntwein zu je ein Gläschen uchft einer Semmel 
hlezu zwar verabreicht, ob ihn aber H. hiefür auch bezahlt hat, wußte 
der Zeuge B., da er es nicht gefehen, nicht anzugeben. H. dagegen 
bezeugte, daß Culpat blos für die Semmel 4 kr. angenommen hat, 
für den Branutwein aber keine Bezahlung nehmen wollte, und auch 
nicht angenommen hat, indem er ihm erklärte, die Zeugen ale ſeine 
Gäſte bewirthet zu haben. Spater fügte © dieſer Ausſage hinzu, daß 
er die vom Culpaten nicht angenommene Bezahlung von 5 kr. beim 
Weggehen der Frau desſelben gegeben habe. 

Auf Grund dieſer Verhandlung wurde Israel P. in erſter In⸗ 
ſtanz wegen Winkelſchankes zu einer Geldftrafe verurtheilt. 

Seinem dagegen ergriffenen Recurſe legte er eln vom Gemeinde. 
vorſtande und von zweien Inſaſſen mitunterfertigtes Zeuguiß des 
Zeugen H. bel, wobei dleſer erklärt, zum Verhandlungsprotokoll uicht 
ausgeſagt zu haben, daß er die 5 kr. Bezahlung für den Branntwein, 
obſchon Jerael P. das Geld nicht nehmen wollte, deſſen Frau gegeben 
habe. Indem nun Recurxrent einwendete, daß die einzige Ausſage, 
welche als granivenb und als Schuldbeweis augefehen wurde, falſch 
ins Protocol aufgenommen worden fei, und der Thatbeſtand eines 
Winkelſchaukes fehle, bat er um ſeine Freiſprechung. Anläßlich des 
Recurſes fand eine nochmalige Einvernahme des Zeugen D, und des 
Gemeindevorſtandes ſtatt, welche beide erklärten, daß die im Verhand⸗ 
lungsprotokoll enthaltene Ausſage die richtige ſei und inſoferne dem 
gedachten Zeugniſſe in Recurſe eine andere Richtung gegeben werden, 
könne, der Gemeindeſchreiber das Zeugulß ungenau ſlyliſirt haben müſſe. 

Mit der angefochtenen Stakthulterel⸗Entſcheldung wurde Hierauf 
das bezirkshauptmannſchaſtliche Strafurtheil wegen erwieſenen That⸗ 
beftandes der Ueberfretung vollinhaltlich beſtallgt. 

Ueber den gegen die Statthalterei-Entfcherdung an das Miuiſte⸗ 
rium des Innern ergriffenen Recure des Jergel P. faud dieſes im 
Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium unter Behebung der au⸗ 
gefochtenen Erfenntniffe beider Inſtanzen wegen Jllegllitat iu Folge 
gönzlichen Mangels eines Thatbeſtandes und Schuldbewelſes unterm 
26. Mal 1870, Z. 5008, die Entſcheldungen der Unterhehörben zu 
beheben; „denn für die Beurtheilung der Frage, ob die im vorliegen⸗ 
den Falle flattgefundene Verabreichung des Branntweines ein Aus⸗ 
ſchank war oder nicht, ift unzweifelhaft das Moment der Bezahlung 
für den Branntwein entſcheſdend, weil eine unentgeltliche Verabrei⸗ 
chung von Brauntwein Niemanden verwehrt erden kann, da der 
Zeuge B. über den Umſtaud, ob eine Bezahlung gefeiftet worden ſei, 
durchaus keinen Aufſchluß zu geben im Staude war, muß deſſen Aus⸗ 
ſage als irrelevant erkannt werden. Die Ausfage des zweiten Zeugen 
H. iſt aber für ſich allein, wenn fie auch noch fo gravirend wäre (im 
Sinne der 88. 269 erſter Abſatz und 426 St. P. O., da es ſich 
um ein und das ſelbe Factum handelt) nicht hinreſchend, ſchon einen 
geſetzlichen Beweis für den Thatbeſtand und die Schuld der Ueber⸗ 
tretung zu bilden. Dieſe Ausfage (ft aber für den Culpaten keines⸗ 
wegs gravirend, ſondern im Gegentheile entluſtend, weil nach dieſer 
Ausſage der Beſchuldigte die Zeugen bios bewirthet, die Bezahlung 
für den Brauntweln auzuuehmen ſtandhoft verweigert und auch factiſch 
nicht augenommen hat, und der Zeuge fie at ihm, fondern erſt 
beim Weggehen deſſen Frau in die Hand gedrückt, ſomit wider Willen 
und ohne Borwiffen des Recurrenten aufgedrungen zu haben angibt.“ 

— b. 
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Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtat Haben den Bezirkshanplmaun und Referenten ber Grund⸗ 
Houer-Kegnlierungs-Landescommiffion in Graz Vincenz Globotſchn 199 das 
Ritterkreuz des Franz Joſefs⸗Ordens verliehen. 

Se. Mafeſikt haben geſtatte, daß dem Vorſtande des Iimanzrechnungs⸗ 
Departements in Lemberg, Oberffnanzrathe Anton Filtpowskf anläßlich 
1 15 Salate in den Ruheſtand die Alerhöchite Zufriedenheit bekannt gege⸗ 

en werde. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjunklen Johaun Bäu mel, 
zum Ingenſen im Ministerium des Innern ernannt. 

Se. Majeſtät haben den k. k. Näumerer Walfgang Graf Kinski zum 
a. h. ihren Oberftküchenneifter ernannt, 

Se. Maſeſlal haben den Minifterialfecretären des Ackerbau⸗Miniſteriums 
Dr. Ferdinand Edlen von Blumfeld und Kaſtnur Fortwäng fer tarfrei 
den Titel und Character von Seckſonsräthen verliehen, 

Se. Majeſſät haben dem Dinifterialenncipiften im Miniſterium fur Land 
vertheidigung Karl Jaſch ik den Titel und Charakter eines Miniferialfe 
lärs tarfrel verliehen, 

Den Leiter des Miniſteriums für Cultus und Unkerrſcht hat den Touriſlen⸗ 
Präfecten un Thereſtanum Dr. Erich Wolf, zum Minifterialeoncipiften im Mi⸗ 
niſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 
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